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1. Ausgangslage 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Eingabe der Gemeinde unter Einbezug der betroffenen 

Fachstellen vorgeprüft. Der abschliessende Vorprüfungsbericht umfasst eine koordinierte Beurteilung 

der Vorlage auf Vereinbarkeit mit den gesetzlichen Genehmigungsanforderungen. Er ist Bestandteil 

der öffentlichen Auflage. 

1.1 Eingereichte Planungsunterlagen 

1.1.1 Zu genehmigende Vorlage 

Gestaltungsplan "3. Änderung Torfeld Süd" bestehend aus: 

• Sondernutzungsvorschriften (SNV; §§ 26bis und 27 SNV) vom 22. September 2023 

1.1.2 Weitere Grundlagen 

• Planungsbericht nach Art. 47 Verordnung über die Raumplanung (RPV) vom 22. September 2023 

• Umweltverträglichkeitsbericht (UVB) vom 22. September 2023 

• UVB Dokumentvergleich vom 22. September 2022 

1.2 Planungsgegenstand und Zielsetzungen 

Im Gebiet "Torfeld" besteht südlich der Bahnlinie der rechtskräftige Gestaltungsplan (GP) "Torfeld 

Süd" (genehmigt am 11. Mai 2011). Der GP hat zum Ziel, das Gebiet "Torfeld Süd" in ein lebendiges 

Quartier von hoher Siedlungsqualität mit vielfältigen, aufeinander abgestimmten Nutzungen zu 

entwickeln (inklusive Fussballstadion). 

Für das Stadionprojekt im Ostbereich des Gebiets liegt seit Mai 2016 eine rechtskräftige 

Baubewilligung vor. Rechtliche Verfahren, Änderungen von Vorschriften und Gesetzen, neue 

Auflagen der Swiss Football League sowie ein verändertes Marktumfeld erforderten zwischenzeitlich 

eine wirtschaftliche und finanzielle Neubeurteilung des Vorhabens.  

Aufgrund der neuen Ausgangslage verfolgen die Grundeigentümerin, der Stadtrat, die Stadion 

Aarau AG und der FC Aarau zum bisherigen, baubewilligten Projekt gemeinsam einen "Plan B" als 

Alternative. Dieser sieht vor, das bisherige Stadion ohne Einkaufszentrum als Mantelnutzung zu 

erstellen und die benötigten Finanzierungsmittel über Wohn- und Gewerbebauten herbeizuführen. 
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Das heisst, dass das Aarauer Fussballstadion in der bisherigen Form und Grösse gebaut, aber um 7 

bis 8 m tiefer gelegt wird und neben dem Stadion neu vier Hochhäuser mit bis zu 75 m Höhe 

entstehen. Die Grundlage dazu bildet die Teilrevision der allgemeinen Nutzungsplanung "Stadion 

2017", die mit Urteil des Bundesgerichts vom 10. Oktober 2022 in Rechtskraft erwachsen ist. 

Der GP "Torfeld Süd" wurde mit Bericht vom 10. Mai 2019 abschliessend vorgeprüft. Die Planungs-

vorlage lag vom 3. Juni 2019 bis 2. Juli 2019 öffentlich auf. Aufgrund des Einwendungsverfahrens 

hat die Planungsbehörde den GP punktuell überarbeitet. Diese Änderung wurde mit Bericht vom 

30. März 2021 abschliessend vorgeprüft und lag vom 16. April 2021 bis 17. Mai 2021 öffentlich auf. 

Der GP wird bedingt durch das Bundesgerichtsurteil 1C_471/2021 in Bezug auf den Lärmschutz 

sowie aufgrund des absehbaren Ersatzes des Labels und der Zertifizierung von 2000-Watt-Arealen 

durch einen neuen Standard überarbeitet. Geändert werden die § 26bis und § 27 SNV.  

Im Zusammenhang des Bundegerichtsurteils wurde auch der UVB inhaltlich überarbeitet. Der UVB 

erfuhr redaktionelle Änderung sowie Aktualisierungen (wie Verkehrszahlen und entsprechend die 

Emissionsberechnungen). Die Änderungen am UVB sind im Dokument UVB Dokumentvergleich vom 

22. September 2022 transparent hervorgehoben. 

2. Gesamtbeurteilung 

Der GP sowie die Änderung betreffend velogängige Rampe (2. Änderung GP Torfeld Süd) wurden 

abschliessend vorgeprüft. Der abschliessende Vorprüfungsbericht zur vorliegenden Änderung 

bezieht sich ausschliesslich auf die Änderungen zu § 26bis und § 27 SNV.  

2.1 Vollständigkeit 

Die Grundlagen sind vollständig. Sie ermöglichen eine umfassende Beurteilung der Ausgangslage 

und der vorgesehenen Planungsmassnahmen.  

2.2 Berücksichtigung kantonale Grundlagen 

Aufgrund des Bundesgerichtsurteils 1C_471/2021 wurden die Festlegungen und Herleitungen zum 

Lärmschutz überarbeitet. Die zuständige kantonale Fachstelle wurde im Rahmen der Überarbeitung 

des GP gezielt involviert. 

2.3 Planungsrechtliches Verfahren 

Das Mitwirkungsverfahren zum GP wurde im Oktober 2018 durchgeführt (Planungsbericht, 

Kapitel 6.2). Ob die vorliegenden Änderungen erneut der Mitwirkung zugeführt werden sollen, obliegt 

der Entscheidungskompetenz des Stadtrats. 

3. Vorprüfungsergebnis 

3.1 Kantonaler Richtplan 

Die Vorlage stimmt mit den behördenverbindlichen Vorgaben und Handlungsanweisungen des 

kantonalen Richtplans überein (Verweis auf die abschliessenden Vorprüfungen vom 10. Mai 2019 

und 30. März 2021). 

3.2 Regionale Abstimmung 

Gemäss §§ 11 und 13 Gesetz über Raumentwicklung und Bauwesen (Baugesetz, BauG) sind 

Planungen regional abzustimmen. Der Planungsverband Aarau Regio hat mit Schreiben vom 3. April 

2019 zur Änderung des Gestaltungsplans "Torfeld Süd" Stellung genommen. Die vorliegende 
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"3. Änderung" hat lediglich untergeordnete Bedeutung im Gesamtkontext und löst keine 

Notwendigkeit für eine erneute Stellungnahme aus. Die Vorlage gilt wie bis anhin als regional 

abgestimmt.  

3.3 Sondernutzungsplan 

Im Sinne der hochwertigen Siedlungsentwicklung bezwecken Gestaltungspläne, ein Areal besonders 

gut auf die bauliche und landschaftliche Umgebung sowie die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung 

abzustimmen.  

3.3.1 Siedlungsqualität 

Eine wesentliche Aufgabe der Nutzungsplanung ist es, die Siedlungsqualität zu fördern.  

Im Rahmen der abschliessenden Vorprüfung (Bericht vom 10. Mai 2019) erfolgt die Beurteilung 

bezüglich der Siedlungsqualität. Am bisherigen Richtprojekt sowie am Gestaltungsplan wurden 

hinsichtlich der Siedlungsqualität keine Änderungen vorgenommen.  

Aufgrund geänderter übergeordneter Vorgaben wird nachstehend auf das Thema Klima 

eingegangen. 

Klimaanpassung im Siedlungsgebiet 

Aufgrund des Klimawandels ergeben sich neue Herausforderungen wie zunehmende Sommerhitze, 

längere Trockenperioden sowie häufigere und intensivere Starkniederschläge. In Gebieten mit einer 

höheren baulichen Dichte, in Gestaltungsplangebieten und bei der Überbauung von Freiflächen ist 

es besonders wichtig, geeignete Massnahmen zur Hitzeminderung umzusetzen. Diese leisten einen 

entscheidenden Beitrag an die Wohnqualität sowie an das siedlungs- und landschaftsgestalterisch 

bessere Ergebnis (Richtplankapitel H 7 und § 8 Abs. 3 Bauverordnung [BauV]). 

Für die Umsetzung einer hitzeangepassten Siedlungsentwicklung stehen mit den Klimakarten 

Aargau (www.ag.ch/klimakarten) und dem Leitfaden Hitzeangepasste Siedlungsentwicklung 

(www.ag.ch/klimawandel-siedlung) zwei kantonale Grundlagen zur Verfügung.  

Gemäss § 26bis SNV sollen die Bauten (exklusive Stadion) und die Grün- und Freiräume mit den 

Vorgaben der 2000-Watt-Gesellschaft kompatibel sein. Dieses Label umfasst auch ein Kriterium 

Stadtklima. Im Planungsbericht sind Ausführungen zu den Spielplätzen und Gemeinschaftsräumen 

(Kapitel 3.8) sowie zur Nachhaltigkeit (Kapitel 3.9) enthalten. Das Thema Anpassung an den 

Klimawandel wird in den vorliegenden Grundlagen jedoch nicht explizit erwähnt.  

Gemäss den kantonalen Planhinweiskarten Klima weist das Lokalklima am Tag eine sehr starke 

Hitzebelastung und in der Nacht ein ungünstiges Bioklima aus.  

► Aufgrund des künftig hohen Wohnanteils und einer voraussichtlich starken Frequentierung der 

Frei- und Grünräume wird dringend empfohlen, das Thema Hitzeminderung im Planungsbericht 

aufzunehmen. Dabei soll aufgezeigt werden, mit welchen Massnahmen zur Hitzeminderung eine 

gute Wohn- und Aufenthaltsqualität geschaffen werden soll. Wichtige Umsetzungsmassnahmen 

im Freiraum (wie Baumschatten, Wasserelemente, Versickerung hoher Grünanteil, geringer Anteil 

an versiegelten Flächen, klimagerechte Belagsmaterialien etc.) und an den Gebäuden (wie 

ökologisch wertvolle Dachbegrünung, Fassadenbegrünung, Beschattungselemente am Gebäude, 

klimagerechte Fassadenmaterialien etc.) sollten explizit aufgeführt werden. 

3.3.2 Erschliessung 

Erschliessung motorisierter Individualverkehr (MIV) 

Im Rahmen der abschliessenden Vorprüfung (Bericht vom 10. Mai 2019) wurde die Erschliessung für 

den MIV beurteilt. Für die erneute Beurteilung der Umweltbereiche Luft und Verkehrslärm sind die 
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verwendeten Verkehrsdaten von zentraler Bedeutung und sind daher aus fachlicher Sicht zu 

plausibilieren. 

Gemäss UVB vom 22. September 2023 bezieht sich der Ausgangs- und Betriebszustand auf 

dasjenige Jahr, in dem das letzte Teilgebiet überbaut und in Betrieb genommen worden ist. Gemäss 

aktuellem Stand des Wissens wird das Baufeld 3 erst nach Auszug der heutigen Mieterin Rockwell 

Automation Switzerland entwickelt werden. Dieser Zeitpunkt ist noch nicht bekannt. Im Sinne einer 

pragmatischen Annahme wird für diesen UVB dabei vom Jahr 2030 ausgegangen.  

Die Baufelder 1, 2 und 4 sind auf der Basis des rechtsgültigen Gestaltungsplans 2009 bereits 

überbaut worden. Aus fachlicher Sicht ist im vorliegenden UVB im Interesse der Vergleichbarkeit von 

den funktionalen und räumlichen Verhältnissen gemäss UVB 2009 auszugehen (unbebaute 

Baufelder 1, 2 und 4). 

Die durch das Gestaltungsplanareal im Ist- und Ausgangszustand verursachte Verkehrsmenge 

beträgt analog zum UVB 2009 1'800 Fahrten pro Tag (das heisst ohne induzierte Fahrten der 

Baufelder 1, 2 und 4). Die Nicht-Berücksichtigung der bereits erstellten Gebäude stellt sicher, dass 

die Umweltauswirkungen der gesamte durch die Nutzungen auf dem Gestaltungsplanareal 

Verkehrsmenge (5'500 Fahrten pro Tag) im Rahmen dieses UVB beurteilt werden. 

Gemäss UVB sind für die meisten Strassenabschnitte des Untersuchungsgebiets im kantonalen 

Lärm-Emissionskataster gemäss Geoportal AG grundsätzlich alle notwendigen Daten vorhanden. 

Die Verkehrszahlen wurden dabei für den heutigen Zustand hochgerechnet. Sie basieren jedoch 

zum Teil auf mehr als 10 Jahre alten Erhebungen und sind deshalb nur begrenzt repräsentativ für 

das aktuelle Verkehrsgeschehen. Mit grosser Wahrscheinlichkeit ist dabei auch das Verkehrsauf-

kommen der bereits überbauten Baufelder 1, 2 und 4 nicht enthalten. 

Im Anhörungsbericht für die Verbindungsspange Buchs liegen für die Verbindungsspange sowie die 

unmittelbar angrenzenden Strassenabschnitte Verkehrszahlen zum durchschnittlichen täglichen 

Verkehr (DTV) vor, die mit dem Verkehrsmodell (KVM-AG) ermittelt wurden. 

Für die hintere Bahnhofstrasse (Link 12) und die Herzogstrasse (Link 13) sind weder im Emissions-

kataster noch im Erläuterungsbericht für die Spange Buchs Verkehrszahlen enthalten. Für diese 

beiden Links wurden die Zahlen aus dem UVB 2009, die seinerzeit mit dem Verkehrsmodell ermittelt 

wurden, als Grundlage verwendet und entsprechend hochgerechnet. 

Die Verkehrszahlen für den Ausgangszustand wurden gemäss UVB mit einem Wachstumsfaktor von 

0,5 % pro Jahr hochgerechnet. 

Zur fachlichen Überprüfung der Zustände wurden Verkehrszählungen oder die Daten des 

Strassenbelastungsplans (DWV1, Ist-Zustand 2019) berücksichtigt. Der Strassenbelastungsplan ist 

eine vereinfachte Abbildung der Verkehrsbelastungen zur Übersicht über die absoluten Strecken-

belastungen des Kantonsstrassennetzes und eine grobe erste Abschätzung für bestimmte Strecken. 

Es handelt sich um eine netzweite Annäherung, die punktuell mit ausgewählten Zähldaten 

abgestimmt wurde. Methodisch handelt es sich um eine spezielle Anwendung des kantonalen 

Verkehrsmodells (KVM AG). In Bezug auf die Anwendung und die Interpretation gelten dieselben 

Einschränkungen – abgesehen von Stellen mit effektiven Zählwerten. Diese Verkehrszahlen 

berücksichtigen die aktuelle Nutzung des Gestaltungsplangebiets im entsprechenden Jahr (keine 

Hochrechnung auf das Jahr 2023) und nicht die im UVB erläuterten Zustände, weshalb gewisse 

erklärbare Differenzen bestehen. 

Die verwendeten Verkehrsdaten sind aus fachlicher Sicht plausibel.  

 
1 Durchschnittlicher Werktagsverkehr 
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3.3.3 Weitere materielle Hinweise 

Lärm 

Gemäss Urteil 1C_471/2021 des Bundesgerichts zur Teilrevision der allgemeinen Nutzungsplanung 

"Torfeld Süd" ist das Fussballstadion als neue ortsfeste Anlage nach Art. 25 Umweltschutzgesetz 

(USG) und Art. 7 Lärmschutz-Verordnung (LSV) zu beurteilen. 

§ 27 Abs. 2 SNV legt fest, dass die Ermittlung und Beurteilung des Sportlärms auf der gleichnamigen 

Vollzugshilfe des Bundes (Bundesamt für Umwelt, BAFU) zu erfolgen hat. Massgebend für das 

Stadion ist der Normalbetrieb. Dieser entspricht einer typischen Sportwoche in der intensiv genutzten 

Jahreszeit. Diese Vorgabe ist sachgerecht. 

§ 27 Abs. 3-5 SNV macht Vorgaben zur Emissionsbegrenzung. Diese wurden mit der zuständigen 

kantonalen Fachstelle abgestimmt. Weitergehende Einschränkungen sind für die Anlage nicht 

verhältnismässig. Weiter werden in § 27 Abs. 6 SNV Massnahmen bezüglich der Grundrissgestal-

tung der einzelnen Wohnungen in den Baubereichen A–D und Z aufgeführt, da das Stadion die 

massgebenden Planungsrichtwerte bei den Wohntürmen in den Baubereichen A–D nicht einhalten 

kann. Unter Berücksichtigung der Vorgaben zum UVB können Erleichterungen von der Einhaltung 

der Planungswerte gemäss Art. 25 Abs. 2 USG in Aussicht gestellt werden. 

Gemäss einschlägigem Bundesgerichtsurteil handelt es sich beim Ostteil des GP-Perimeters um 

eine leerstehende Industriebrache, die ausreichend erschlossen ist. Somit muss erst im Rahmen des 

Baubewilligungsverfahrens der Nachweis erbracht werden, dass die Anforderungen von Art. 22 USG 

beziehungsweise Art. 31 LSV eingehalten werden. Da in den Baubereichen A und B die für die neu 

geplanten Wohnräume massgebenden Immissionsgrenzwerte bezüglich des vorhandenen Eisen-

bahnlärms nicht eingehalten sind, werden in § 27 Abs. 7 SNV Vorgaben bezüglich der Grundriss-

gestaltung gemacht. Damit ist sichergestellt, dass trotz der vorhandenen Lärmbelastung eine gute 

Wohnqualität gewährleistet ist. 

Unter Berücksichtigung der Vorgaben zum UVB kann die kantonale Zustimmung nach Art. 31 Abs. 2 

LSV in Aussicht gestellt werden. 

Mit den in § 27 SNV festgelegten Vorgaben ist sichergestellt, dass eine Überbauung des Gestal-

tungsplangebiets unter Einhaltung der massgebenden gesetzlichen Anforderungen, unter Gewäh-

rung gewisser Ausnahmen, möglich ist. Mit den im Anhang a) des Lärmschutzgutachtens der 

Kopitsis Bauphysik AG, Wohlen vom 22. September 2023 dargestellten Grundrissen wird aufgezeigt, 

dass die in § 27 SNV definierten Vorgaben auch eingehalten werden können. 

Lichtemissionen 

Im Rahmen der abschliessenden Vorprüfung vom 10. Mai 2019 wurde die Regelung zu den 

Lichtemissionen auf Stufe GP als sachgerecht beurteilt. 

Empfehlungen für das nachgelagerte Verfahren: 

• Die öffentliche und private Aussenbeleuchtung ist entsprechend SN 586 491 (SIA2 491 

Vermeidung unnötiger Lichtemissionen in den Aussenraum) zu planen, zu bauen und zu 

betreiben.  

• Beleuchtungsanlagen für das Stadion sind gemäss SN EN 12193 2019-08 zu planen, bauen und 

betreiben (Hinweis). 

• Es gilt die Vollzugshilfe "Empfehlung zur Vermeidung von Lichtemissionen" des Bundesamts für 

Umwelt (BAFU) vom 27. Oktober 2021 zu berücksichtigen. 

 
2 Schweizer Ingenieur- und Architektenverein 
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3.3.4 Sondernutzungsvorschriften (SNV) 

§ 26bis SNV 

Das Bundesamt für Energie (BFE) hat entschieden, dass die Zertifizierung von 2000-Watt-Arealen 

nicht weitergeführt wird. Aus dem aktuellen 2000-Watt-Areal entstanden auf Sommer 2023 neu das 

Minergie-Areal und das "Standard nachhaltiges Bauen Schweiz" SNBS-Areal. Das Produkt 2000-

Watt-Areal wird ab dem 31. Dezember 2023 nicht mehr angeboten beziehungsweise zertifiziert. Die 

beiden Labels Minergie-Areal und SNBS-Areal, die das Label 2000-Watt-Areal ersetzen, unter-

scheiden sich analog zu den Standards für Einzelgebäude. Minergie-Areal zeichnet Areale aus, 

deren Einzelgebäude den Standard Minergie erfüllen und darüber hinaus den Aussenraum, die 

Organisation sowie die Mobilität berücksichtigen. Der Erhalt von Bestandes-Bauten wird honoriert, 

Kompensationen zwischen den Gebäuden sind möglich. Das SNBS-Areal fokussiert insbesondere 

auf die Nachhaltigkeit. Mit dem Benotungssystem können Schwerpunkte in einzelnen Bereichen 

gesetzt werden. Das oberste Ziel dieser Label ist, einen Beitrag zu den Zielen der Energie- und 

Klimapolitik der Schweiz sowie der Strategie Nachhaltige Entwicklung zu leisten. 

► Die Formulierung im § 26 SNV ist entsprechend der Zielsetzungen zur Quartierentwicklung der 

neuen Ausgestaltung der Label für Areale anzupassen. Welches der beiden Label für Areale 

(Minergie-Areal oder SNBS-Areal) für dieses Gebiet zielführender sein wird, muss noch evaluiert 

werden. (Empfehlung) 

§ 27 SNV 

Die diesbezügliche Beurteilung erfolgt unter vorstehender Ziffer 3.3.4 (Lärm). 

3.3.5 Umweltverträglichkeit 

Gemäss Art. 1 und Anhang der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPV) ist bei 

der Errichtung von Parkhäusern und -plätzen für mehr als 500 Fahrzeuge (Anlagetyp 11.4) im 

massgeblichen Verfahren die Umweltverträglichkeit der Anlage zu prüfen. 

Das massgebliche Verfahren wird für den Anlagetyp 11.4 nach der Vorgabe der UVPV durch das 

kantonale Recht geregelt. Im Kanton Aargau verlangt das EG UWR3, dass die Prüfung der 

Umweltverträglichkeit im Rahmen des Verfahrens geprüft wird, in dem das Vorhaben öffentlich 

aufgelegt wird. Somit gilt das Verfahren für die Sondernutzungsplanung nach § 21 ff. BauG als 

massgebliches Verfahren. 

Der UVB wird entsprechend auf Stufe Gestaltungsplan erarbeitet. Die Bearbeitung erfolgt nur so 

weit, als sie für die Beurteilung des GP notwendig ist und die notwendigen Projektgrundlagen über-

haupt vorliegen. Das Schwergewicht liegt deshalb auf der Beurteilung des Betriebszustands. Die 

detaillierten Umweltauswirkungen während der Bauphase werden richtigerweise erst auf Stufe Bau-

projekt beurteilt. Das Pflichtenheft für die im Rahmen des UVB für die einzelnen Bauprojekte zu 

untersuchenden Umweltaspekte ist im UVB (Kapitel 7) dargestellt. 

Der UVB wurde von den kantonalen Fachstellen geprüft. Die Abklärungen sind stufengerecht und 

reichen aus, um die Sondernutzungsplanung, namentlich die vorliegenden Änderungen, freigeben zu 

können.  

Die Stellungnahmen der kantonalen Umweltschutzfachstelle über die Beurteilung des UVB liegen mit 

Hauptbericht vom 27. September 2018 und dem Ergänzungsbericht vom 12. März 2019 vor. Die 

vorliegende Stellungnahme der kantonalen Umweltschutzfachstelle vom 20. März 2024 bezieht sich 

auf die Ergänzungen im UVB gegenüber dem UVB vom 11. Februar 2019.  

 
3 Einführungsgesetz zur Bundesgesetzgebung über den Schutz von Umwelt und Gewässer 
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Die Stellungnahmen der kantonalen Umweltschutzfachstellen vom 27. September 2018 und 

12. März 2019 behalten abweichend von den Ausführungen in dieser Stellungnahme weiterhin ihre 

Gültigkeit. 

Der UVB ist nach den formellen Vorgaben des Kantons aufgebaut. Er beschreibt und bewertet die 

Auswirkungen des Projekts auf Stufe GP in genügendem Umfang. Der Gestaltungsplan "Änderung 

Torfeld Süd" ist umweltverträglich. Für das Baugesuch zum Stadion und damit den Bau der UVP-

auslösenden Parkplätze sind allgemein noch die Auswirkungen auf die Umwelt in der Bauphase und 

im Speziellen die in der Stellungnahme der kantonalen Umweltschutzfachstelle über die Beurteilung 

des UVB enthaltenen, ergänzenden Punkte in einem UVB auf Baugesuchstufe zu untersuchen. 

Hinweise zum UVB 

Im UVB (Kapitel 5.3.1) wird die "Verordnung zu den Energiesparvorschriften des Energiegesetzes 

(ESpaV)" aufgeführt. Diese Verordnung ist seit Einführung der Energieverordnung (EnergieV) 

zusammen mit dem Energiegesetzt (EnergieG) vom 17.01.2012 nicht mehr in Kraft. 

Im UVB wird an mehreren Stellen festgehalten, dass begrünte mit Solarzellen bestückte Dachflächen 

in den Baufeldern 2 und 4 für die Grünflächenziffer zu 50 % anrechenbar sind. Dabei wird auf den 

§ 24 Abs. 2 SNV verwiesen. Diese Aussage ist nicht korrekt und wurde im GP auch entsprechend 

IVHB4-konform angepasst (vgl. Dossier Änderung Gestaltungsplan Torfeld Süd vom 15. April 2019).  

► Der UVB ist entsprechend anzupassen. (Empfehlung) 

4. Weiteres Vorgehen 

Die Abteilung Raumentwicklung hat die Vorlage vorgeprüft. Sie erfüllt die 

Genehmigungsanforderungen an Nutzungspläne. Der abschliessende Vorprüfungsbericht enthält 

noch wichtige Hinweise. Diese sind bei den weiteren Verfahrensschritten zu berücksichtigen.  

Die bereinigte Vorlage kann öffentlich aufgelegt werden.  

Die Genehmigungs- und die Beschwerdebehörde sind nicht an die Beurteilung der Verwaltung 

gebunden. 

 

Katrin Oser 

Sektionsleiterin 

 

Jürg Frey 

Kreisplaner 

 

 
4 Interkantonale Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe 


